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    Die Enquetekommission mahnte ihn dringend an, die CDU-
Bürgerschaftsfraktion drängte auf schnelle Einsetzung und am 
20. Mai hat er sich konstituiert: der neue Controlling-Ausschuss 
zur Umsetzung der Klimaschutzstrategie für das Land Bremen. 
Den Vorsitz erhielt der ehemalige Vorsitzende der Klima-En-
quetekommission, Martin Michalik, zugleich umweltpolitischer 
Sprecher der CDU-Bürgerschaftsfraktion. Erster Gratulant des 
39-jährigen Abgeordneten aus der Vahr war Bürgerschaftsprä-
sident Frank Imhoff, der die konstituierende Sitzung bis dahin 
geleitet hatte. Michalik zum klaren Votum: „Ich bedanke mich 
für das große Vertrauen der Mitglieder und weiß, dass wir auch 
weiterhin schwierige Aufgaben vor uns haben. Aber das Ziel eint 
uns: Bis 2038 müssen Bremen und Bremerhaven klimaneutral 
sein. Wir müssen dazu Prozesse beschleunigen, sie gut steuern 
und es wird an manchen Stellen auch nicht ohne parteipolitische 
Zugeständnisse auf allen Seiten gehen.“

Personalia
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Von Ende April bis zu den Sommerferien war und ist 
die CDU-Bürgerschaftsfraktion vor Ort bei den Bürgerin-
nen und Bürgern: Im Rahmen der Moin-Tour standen und 
stehen Abgeordnete den Menschen Rede und Antwort, 
etwa auf Wochenmärkten, in Fußgängerzonen und vor gut 
besuchten Einkaufszentren. So allerlei kommt dabei zu 
Tage: Zur problematischen Parksituation vor der eigenen 
Haustür wird Dampf abgelassen, die Gebührensteigerun-
gen bei der Müllabfuhr sind immer wieder Thema, aber 
auch die Frage, wie es um die Sicherheit und Sauberkeit 
auf öffentlichen Plätzen und Straßen bestellt ist. Nicht zu-
letzt erreichten die Abgeordneten viele Fragen über mehr 
und mehr fehlende Kita-Plätze und wiederholt ausfallenden 
oder lediglich fachfremd erteilten Unterricht ihrer Kinder. 
Besonders stark zu spüren: die Sorgen der Menschen vor 
den Auswirkungen des Ukraine-Kriegs. Wird sich der Krieg 
auf das NATO-Gebiet ausdehnen? Kann die Politik die 
Versorgung mit Energie sicherstellen? Was kann die Politik 
gegen die galoppierende Preisentwicklung tun?

Redaktioneller Hinweis:  
Orientiert an der Empfehlung des Rates für deutsche Recht-
schreibung vom März 2021 wird im Text das generische  
Maskulinum verwendet (externe Beiträge ausgenommen).  
Angesprochen sind damit alle Geschlechter.  
Mehr Infos dazu hier: www.rechtschreibrat.com/DOX/rfdr_
PM_2021-03-26_Geschlechtergerechte_Schreibung.pdf

www.instagram.com/cdubremen

www.facebook.com/CDUFraktionBremen

twitter.com/CDUFraktionHB

Thema

Martin Michalik, Fraktionssprecher für Energie, Klimawandel und 
Umwelt, im Bürgergespräch.
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Am Infostand mit Günther Flißikowski, Mitglied der Bremischen Bür-
gerschaft und der Deputation für Kinder und Bildung (Land)

Sina Dertwinkel, Fraktionssprecherin 
für Verbraucherschutz und Gleich-
berechtigung

Probleme und Nöte der Menschen zu besprechen und Ideen, 
Anregungen und Wünsche an die Bremer Landespolitik aufzuneh-
men, genau dazu diente und dient die Moin-Tour. Es geht um offene 
Ohren und ein erklärendes Wort. Manchmal steht auch die Frage im 
Raum, warum denn ‚die Politik‘ im Beirat das eine beschließt, die 
Sache am Ende in der Stadtbürgerschaft oder im Landtag aber nicht 
durchkommt. Und immer wieder Thema an den Ständen in Bremer-
haven: die Rollenverteilung zwischen der Stadtverordnetenversamm-
lung und dem Landesparlament im Zweistädtestaat. Nicht auf jede 
einzelne Frage konnte immer sofort eine zufriedenstellende Antwort 
gegeben werden – manchmal musste auch etwas nachgereicht wer-
den. Doch insgesamt fiel die Resonanz auf die Moin-Tour (inklusive 
positiver Presseberichte) sehr positiv aus.

FREITAG, 1. JULI

FREITAG, 8. JULI

WALLE & GRÖPELINGEN
13 – 16 Uhr, Lindenhof

HORN-LEHE & OBERNEULAND 
 
13.00 – 14.30 Uhr, vor Rewe Mühlenviertel
Gerold-Janssen-Straße 

15.00 – 16.30 Uhr, Edeka Maaß
Rockwinkeler Heerstraße
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Diesem Bürger standen gleich vier 
Abgeordnete und Deputierte bereit. 
Von links: Theresa Gröninger,  
Wiebke Winter, Yvonne Averwerser 
und Claas Rohmeyer. 

Yvonne Averwerser: Fraktionssprecherin für Bildung 
und Rechnungsprüfung

Doch die Moin -Tour war und ist noch mehr als das Gespräch am 
Stand: So besuchte ein weiterer Teil der Abgeordneten zeitgleich 
Vereine, Institutionen und Einrichtungen im Stadt- und Ortsteil. Hier 
wurden Wünsche und Hinweise der Vertreterinnen und Vertreter der 
jeweiligen Organisation aufgenommen. Seit dem Auftakt am 29. April 
vor dem Bremer Hauptbahnhof haben die Abgeordneten die östliche 
Vorstadt, Borgfeld, Neustadt, Obervieland und Huchting besucht so-
wie Blumenthal, Burglesum, Vegesack und zweimal Bremerhaven. Die 
bislang letzten Termine fanden in Osterholz und Schwachhausen statt. 
Zu Ende ist die Moin-Tour aber erst mit Beginn der Sommerferien. Zu 
'erwischen' sind die Abgeordneten noch an den hier auf dieser Seite 
groß gedruckten Tagen.

MONTAG, 11. JULI
STROM & SEEHAUSEN & WOLTMERSHAUSEN 
13.00 – 16.00 Uhr, Pusdorfer Marktpaltz

MITTWOCH, 13. JULI  
HEMELINGEN 
13.00 – 16.00 Uhr, Schlenkstraße
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Russlands Angriffs- und Vernichtungskrieg in der 
Ukraine bringt unendlich viel Leid über die Menschen. 
Nach Angaben des internationalen Flüchtlingshilfs-
werks UNHCR sind inzwischen über sieben Millionen 
Ukrainerinnen und Ukrainer aus ihrer Heimat geflohen. 
Wohl hunderttausende wurden nach Russland ver-
schleppt und dort interniert. Bereits in der 1. Ausgabe 
2022 hatte sich der Ausguck aus bremischer Sicht den 
dramatischen Folgen gewidmet. Zunehmend wird der 
Krieg auch zum Problem für die Versorgung mit Le-
bensmitteln hierzulande – und in der Dritten Welt. Zeit 
für ein Gespräch mit dem Sprecher für Landwirtschaft 
der Bürgerschaftsfraktion, Frank Imhoff:

Ausguck: Herr Imhoff: Zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts wurden Schlesien und Ostpreußen als Kornkam-
mern Europas bezeichnet. Spätestens seit dem 24. 
Februar merken wir, dass die Ukraine an diese Stelle 
getreten ist. Wie gut können wir uns in Deutschland 
selbst mit Getreide versorgen?

Imhoff: Bei Weichweizen und Gerste sind wir Selbst-
versorger, bei den anderen Getreidesorten müssen wir 
zehn bis dreißig Prozent importieren. Schwieriger sieht 
es beim Körnermais aus, den wir in vielfacher Hinsicht 
brauchen. Die Ukraine hat für die Versorgung der Welt-
bevölkerung mit Getreide eine sehr wichtige Funktion. 
Wenn Wladimir Putin die Ukraine vom Schwarzen Meer 
abschneidet, nimmt er neue Hungersnöte in der Dritten 
Welt für seine Kriegsziele in Kauf.

Ausguck: Was können, müssen wir tun, um den Ge-
treide- Export aus der Ukraine zu schützen?

Imhoff: Es geht nicht nur um den Seezugang der 
Ukraine. Mit jedem Kilometer, den die Russen tiefer ins 
Landesinnere eindringen, gehen Erntefelder verloren. 
Kein Bauer wird unter Beschuss von Artillerie seine 
Felder bestellen und sie später abernten können. Es 
kommt noch dazu, dass die Russen die Wasser- und 
Stromversorgung systematisch zerstören. Schon heute 
zählt jeder Hektar Land, auf dem nicht nur für uns, son-
dern auch für die Menschen in Afrika angebaut wird. 
Das muss man wissen, wenn man grundsätzlich gegen 
Waffenlieferungen an die Ukraine ist oder sie immer 
wieder verschleppt.

Ausguck: Seit dem 24. Februar ist der Begriff der 
Versorgungssicherheit in aller Munde. Welchen Beitrag 
kann ein kleines, städtisch geprägtes Land wie Bremen 
dazu leisten? Welchen Hebel haben die Bürger, wel-
chen die Politik vor Ort?

Imhoff: Wir haben einen viel größeren Einfluss, 
als wir manchmal denken. Das fängt bei den Lebens-
mitteln an. 6,2 Millionen Tonnen werfen wir jedes Jahr 
in den privaten Haushalten weg, das sind mehr als 
die Hälfte aller Lebensmittelabfälle in ganz Deutsch-
land. Pro Kopf sind das 75 Kilo jährlich. In der Zahl 
sind zwar Knochen, Obst- und Nussschalen enthalten. 
Aber die Menge, die wir davon noch essen könnten, ist 
erheblich. Jeder von uns kann das ändern, jeden Tag. 
Das gilt auch für unser Kaufverhalten: Eine krumme 
Gurke schmeckt nicht schlechter als eine perfekte nach 
EU-Norm. Wenn Supermärkte Unmengen unverkaufter 
Lebensmittel wegschmeißen, dann liegt das nicht nur 
am Filialleiter.

Frank Imhoff: „Wir haben  
einen viel größeren Einfluss, 
als wir manchmal denken“

Frank Imhoff, Fraktionssprecher für Landwirtschaft.
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Ausguck: Braucht es dafür neue Gesetze?

Imhoff: Unsere Regelungen zum Mindesthaltbar-
keitsdatum sind nicht mehr zeitgemäß. Knäckebrot oder 
Produkte aus Hartweizengrieß sind viel länger haltbar, 
als es momentan angegeben wird. Die letzte Bundes-
regierung hat bereits einen Vorstoß gemacht, die Anga-
ben zu flexibilisieren, damit die Verbraucher weniger 
verschreckt werden, aber weiterhin geschützt bleiben. 
Diese Initiative müssen wir als Politik weiter vorantrei-
ben. Politik kann damit positiv zum Bewusstseinswandel 
beitragen. 

Ausguck: Umweltsenatorin Schaefer hat auf die aktu-
elle Große Anfrage der CDU-Fraktion zur Versorgungs-
sicherheit unter anderem geantwortet, der Senat werde 
auch künftig das Ziel verfolgen, die Rinderhaltung im 
Land Bremen zu fördern. Wie bewerten Sie diese Aus-
sage, die sich maßgeblich auf das Milchvieh bezieht?

Imhoff: Ich glaube, auch hier setzt ein Bewusstseins-
wandel ein, der längst überfällig war. Die Landwirte 
haben schwierige Jahre hinter sich: Rabattschlachten 
durch Discounter, kostspielige technische Auflagen bei 
der Stallhaltung, beim Futter – und für Ackerbauern 
ganz besonders bei der Düngung. Die Debatte war 
meistens einseitig: Landwirte sind als Umweltsünder  
Nr. 1 dargestellt worden und nur selten als die, die 
jeden Tag dafür sorgen, dass die Menschen zu essen 
und trinken auf dem Tisch haben. Natürlich gibt es 
auch unter den Landwirten Schwarze Schafe. Aber 
eines kann ich sicher sagen: Wir leben mit der Natur 
und haben eine ganz innige Beziehung zu ihr. Wir 
sehen jeden Tag, ob wir die Lebensgrundlage der 
Menschen schonen oder sie strapazieren. Und: Mit 
einem Hof in fünfter Generation darf ich eine Sache 
ganz deutlich sagen: Spekulationen an der Börse mit 
Agrar-Investment-Fonds und Nahrungsmitteln sind ein 
hochmoralisch verwerfliches Geschäft. Wir müssen das 
mit Regeln eindämmen.

Ausguck: Was halten Sie vom Trend zu kleinen Ein-
kaufsgenossenschaften bei Lebensmitteln und Selbst-
anbau?

Imhoff: Das finde ich sehr positiv, aber das ist über-
haupt nichts Neues. Ältere Menschen unter uns kennen 
die Zeit noch, in der hinterm Haus oder im Schreber-
garten Gemüse und Kartoffeln angebaut worden sind 
oder auf dem Balkon wenigstens Tomaten. Urban Gar-
dening und gemeinsames Einkaufen sind keine neuen 
Erfindungen. Gerade in der aktuellen Situation, wenn 

die Preise für die Menschen immer weiter steigen, 
müssen wir als Politik den Rahmen dafür geben, dass 
der Lebens- und Nahrungsmittelmarkt vielfältig, sicher 
und qualitativ hochwertig bleibt. Das erreichen wir 
aber nicht durch noch mehr Richtlinien aus Brüssel zur 
Krümmung der Salatgurke. Gegen solche Bestrebungen 
müssen wir als Politik ein klares Stopp-Schild aufstel-
len. Als gelernter Landwirt mit Familienbetrieb war ich 
immer ein großer Freund von kurzen Wegen zwischen 
Ware und Kunde. Ich bin mir sicher, Regionalität und 
Saisonalität gehört die Zukunft. Auch deswegen haben 
wir das Thema mit unserer Großen Anfrage in die 
Bürgerschaft eingebracht.

Ausguck: Herr Imhoff, wir danken Ihnen für das 
Gespräch!

Kontakt:
imhoff@cdu-bremen.de

Frank Imhoff ist als Präsident der Bremischen Bürgerschaft auch Mitglied seiner 
CDU-Bürgerschaftsfraktion.

Link zur Großen Anfrage Link zur Antwort des Senats
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Die CDU-Bürgerschaftsfraktion schlägt ein wesentlich 
besseres Modell zur Finanzierung von Klimaschutz-
maßnahmen im Land Bremen vor, als jede bisherige 
Idee von Rot-Grün-Rot es ist. Daran lässt Jens Eckhoff, 
finanzpolitischer Sprecher der Christdemokraten, bei 
der Vorstellung des Konzepts einer Klimaanleihe keinen 
Zweifel: „Zunächst einmal räumen wir mit der Mär des 
Finanzsenators auf, dass unsere Klimaanleihe nicht 
wirtschaftlich sei. Genau das Gegenteil ist der Fall. 
Die Klimaanleihe der Aufbaubank kostet am Kapital-
markt keinen Cent mehr Geld als neue Schulden von 

Rot-Grün-Rot. Unser Modell bietet zusätzlich noch eine 
ganze Reihe Vorteile für die Bürgerinnen und Bürger. 
Sie bekommen ihr Geld garantiert zurück und das mit 
einer vernünftigen Verzinsung. Neue Schulden hin-
gegen sind eine Gefahr für die Zukunft unserer Kinder 
und münden am Ende in Steuererhöhungen. Mit der 
Klimaanleihe hingegen können wir privates Geld für 
Klima-Investitionen in Bremen und Bremerhaven sam-
meln und dabei etwas Gutes für das Portemonnaie der 
Menschen tun.“

Klimaanleihe ist nachhaltiger  
als Schulden

Mit dem Konzept der Klimaanleihe bekräftigen die 
Christdemokraten ihr Bekenntnis zur Schuldenbremse. 
Grundlage des Modells sind Gutachten der Klima-En-
quetekommission des Landes Bremen. Das mit Fachpo-
litikern und externen Gutachtern besetzte Gremium des 
Landes hatte Investitionskosten von sechs bis sieben 
Milliarden Euro auf dem Weg zur Klimaneutralität bis 
2038 errechnet. Das begleitende Finanzgutachten des 
Verfassungsrechtlers Prof. Dr. Joachim Wieland erklärte 
Garantien oder Bürgschaften des Landes für eine An-
leihe als zulässig, sofern sie durch Dritte – etwa die 
landeseigene Aufbaubank BAB – ausgegeben werde. 

Eckhoff ergänzt: „Es gibt weitere Vorteile unserer 
Klimaanleihe im Vergleich zum Ruf von Rot-Grün-Rot 
nach immer mehr Schulden. Die Prospekthaftung einer 
Anleihe garantiert dem Bürger, dass sein Geld auch 
wirklich für Klimaschutz ausgegeben wird. Es gilt: Der 
Bürger bestellt es, der Bürger erhält es. Das ist uns als 
CDU besonders wichtig, denn Rot-Grün-Rot hat Mittel 
zur Bekämpfung der Corona--Folgen systematisch für 
Lieblingsprojekte zweckentfremdet und trotzdem klafft 
ein Loch von 100 Millionen Euro im Haushalt. Das wol-
len wir beim Klima nicht noch einmal erleben. 

CDU-Klima-Anleihe:  
Der Bürger bestellt es, der Bürger erhält es

Fraktionsvorsitzender Heiko Strohmann und Jens Eckhoff, finanzpolitischer Sprecher
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Wie die Förderbank des Bundes KfW verfügt die 
BAB über eine Bürgschaft ihrer Gebietskörperschaft, 
des Landes Bremen, für all ihre Verbindlichkeiten. Sie 
hat damit Zugang zu sehr günstigen Kreditkonditionen. 
Die Emission eines „Green Bonds“ nach Vorbild des 
Bundes ist in zwei Tranchen sinnvoll: Zunächst können 
Bürgerinnen und Bürger aus Bremen und Bremerhaven 
das Papier mit einer höheren Verzinsung bei mittlerer 
Laufzeit (< 10 Jahre) ohne Ausgabeaufschlag zeichnen. 
Höchstanlagesumme wären 100.000 Euro. Ähnlich 
einem Bundesschatzbrief oder Sparbrief soll kein eige-
nes Wertpapierdepot notwendig sein. Die BAB selbst 
kann profitieren, indem sie ihre Finanzbasis verbreitert 
und diversifiziert. Diese Tranche soll insbesondere 
der Finanzierung schnell umsetzbarer Maßnahmen mit 
kurzer Amortisierungsfrist dienen – etwa PV-Anlagen 
auf öffentlichen Gebäuden.

In einer zweiten Tranche ohne Höchstanlagesumme 
können größere institutionelle Investoren, zum Beispiel 
internationale Banken, zum Zuge kommen. Sie erhal-
ten die Anleihe mit längerer Laufzeit (> 20 Jahre) und 
einem marktüblichen Ausgabeaufschlag, dafür jedoch 
in einer an der Börse handelbaren Form. Größere 
institutionelle Anleger profitieren so nicht in gleichem 
Maße von dem überdurchschnittlichen Zinssatz, er-
halten aber eine weitere sichere, liquide und attraktive 
Anlagemöglichkeit im wachsenden Markt der „Green 
Bonds“. Diese Tranche soll der Finanzierung langlaufen-
der Klimaschutzprojekte in Bremen und Bremerhaven 
mit längerer Amortisierungsfrist dienen.

„Green Bonds“ nach Vorbild des Bundes

Die Einwerbung von Mitteln aus der zweiten Tranche 
soll unter anderem mit einer Sanierungsstrategie für 
öffentliche Immobilien verknüpft werden. Die öffentli-
chen Wohnungsbaugesellschaften STÄWOG, GEWOBA 
und BREBAU nehmen dabei eine zentrale Rolle ein. 
Fraktionsvorsitzender Heiko Strohmann führt dazu 
aus. „Die kommunalen Gesellschaften können durch 
ihre Organisationsform schneller und flexibler agie-
ren als staatliche Stellen. Es geht darum, die eigenen 
Wohnungsbestände energetisch zu sanieren und nach 

höchsten Energieeffizienzstandards neu zu bauen, 
ohne dafür die Mieten abrupt steigern zu müssen. 
Die Klimaanleihe trägt also dazu bei, dass die Mieten 
stabilisiert werden. Wir gehen darüber hinaus davon 
aus, dass die Klimaanleihe zum Ausbau der Wärmenet-
ze beiträgt und die Verkehrswende beschleunigt. Nicht 
zuletzt: Wir können auf diesem Weg wichtige Mittel 
für die Dekarbonisierung des Stahlwerks zusammentra-
gen. Denn der Senat bleibt nach wie vor eine Antwort 
schuldig, wie er die EU-Gelder und Bundesmittel dafür 
kofinanzieren will.“ 

Bremische Wohnungsbaugesellschaften einbinden

Link zum  
Positionspapier 
Klima-Anleihe

Im Mai der Öffentlichkeit 
vorgestellt: Das Konzept der 
Klima-Anleihe

DIE BREMERINNEN 
UND BREMER

BREMER AUFBAUBANK 
(BAB)

UNTERNEHMEN, DIE AKTIV 
KLIMANEUTRALITÄT SCHAFFEN 

(schnell umsetzbare Maßnahmen mit kurzer 
Amortisierungsfrist z.B. PV-Anlagen)

ERSTE TRANCHE: mittleren Laufzeit (<10 Jahre)

Bis zu 100.000 EUR 
Klimainvestitionen Kredite

Tilgung 
+ ZinsenZinsen
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Durch massive Digitalisierung, Automatisierung und 
die Vertiefung der Außenweser können die Bremischen 
Häfen den Anschluss an die europäische Konkurrenz 
zurückerlangen. Das ist der Kern des neuen Positions-
papiers, das die CDU-Bürgerschaftsfraktion am 13. Juni  
öffentlich vorstellte. Fraktionsvorsitzender Heiko Stroh-
mann erklärt: „Unsere Häfen verlieren seit 2007 stetig 
Marktanteile gegenüber Hamburg, Antwerpen und 
Rotterdam beim Container-Umschlag sowie an Zee-
brugge bei der Automobil-Verladung. Die Regierung 
Bovenschulte verschließt davor die Augen. Mittlerweile 
liegen unsere Häfen bei der Digitalisierung und Auto-
matisierung um fünf bis zehn Jahre zurück. Das müssen 
wir ändern und machen dazu ernsthafte Vorschläge, 
auch solche, vor denen sich die linke Koalition drückt. 

Dazu zählt auch sachliche Kritik an Häfensenatorin  
Dr. Claudia Schilling (SPD) und der BLG: Durch Spe-
zialparkhäuser, Hochregallager und Automatisierung 
ließen sich Teile der 240 Hektar BLG-Fläche deutlich 
produktiver nutzen. Das müssen wir kurzfristig an-
gehen. Denn wir haben nicht die Zeit, bis 2030 auf 
Flächen durch das neue Gewerbegebiet Lune Delta  
zu warten.“ 

Susanne Grobien, hafenpolitische 
Sprecherin der CDU-Bürgerschaftsfraktion, 
ergänzt: „Unsere Empfehlungen fußen auf 
einer soliden Stärken-Schwächen-Analyse. 
Wir sehen es als notwendig an, dass unse-
re Ergebnisse in das neue Hafenkonzept 

einfließen, das bremenports momentan 
im Auftrag der Häfensenatorin erstellt. Zur 
Wahrheit gehört dabei, dass der Seehandel 
ohne eine Vertiefung der Außenweser an 
Bremerhaven vorbeigehen wird. Die Stan-
dard-Container-Schiffe auf den Weltmeeren 
werden in absehbarer Zeit einen Tiefgang 

von 13,5 Metern haben. Wer diesen Standard nicht 
tideunabhängig abfertigen kann, wird seine Funktion 
als Überseehafen verlieren. Wir reden über 40.000 
Arbeitsplätze, die an der Leistungsfähigkeit unserer 
Häfen hängen. Wer diese Jobs riskieren will, muss das 
den Menschen offen sagen. Wir wägen die umwelt- 
und naturschutzrechtlichen Fragen sehr genau ab und 
machen uns die Entscheidung überhaupt nicht einfach. 
Aber das Ergebnis der Abwägung ist am Ende eindeu-
tig: Wir brauchen die Vertiefung der Außenweser.“

Thorsten Raschen, Mitglied für Bremerhaven im 
Landeshafenausschuss, ergänzt: „Für die Seestadt ist 
das Thema Digitalisierung und Verkehrsplanung von 
zentraler Bedeutung. Das gilt nicht nur für den Contai-
ner-Umschlag, sondern auch für das Autoterminal der 
BLG. Wir brauchen ein digitales Slot-Buchungsverfah-
ren für Lkw, die die Terminals ansteuern. Dass das kein 
Hexenwerk ist, hat Hamburg eindrucksvoll bewiesen. 
Zusammen mit ausreichenden Vorstellflächen können 
wir Lkw-Staus dadurch vermeiden. Für ein allgemeines 
Pre-Gate mit digitalem Check-in schlagen wir Flächen 
südlich von Ikea an der Autobahn vor, die von den 
Gemeinden Loxstedt und Bremerhaven zusammen 
entwickelt werden können.“ Raschen erinnerte zudem 
daran, dass die Hinterlandverbindung per Schiene und 
auf der Straße verbessert werden müsse, um Vorteile 
der Häfen Rotterdam, Antwerpen und Zeebrugge wett-

Ohne Vertiefung der Außenweser  
werden Bremische Häfen abgehängt
CDU-Bürgerschaftsfraktion legt Positionspapier zur Zukunft 
der Bremischen Häfen vor

Thorsten Raschen, Mitglied im Landeshafenausschuss

40.000 ARBEITSPLÄTZE 
HÄNGEN AN  
DEN HÄFEN

240 HEKTAR PRODUKTIVER  
NUTZBAR
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zumachen: Die Küstenautobahn A20 müsse kommen 
und endlich auch der Ringschluss der A281 sowie das 
dritte Gleis in Bremen. Insbesondere bei der A20 fehle 
nach wie vor das Bekenntnis des linken Senats.

Das CDU-Papier betont überdies, dass die Häfen 
schnellstens einen leistungsfähigen Data-Hub auf  
5G-Standard bräuchten. Hamburg habe es vorgemacht, 
dass eine Echtzeit-Plattform für Reeder, Umschlagunter-
nehmen, Schlepper, Festmacher, Stauereien, Spedi-
teure und Behörden das kommunikative Herz jedes 
leistungsfähigen SMART-Ports bilden wird.  
 
 
 
 
 
 
35 Prozent klimaschädlicher Emissionen ließen sich al-
lein durch digitale Steuerung einsparen. Zudem setzen 
die Christdemokraten auf Umnutzung und Nachverdich-
tung von hafennahen Flächen für neue Unternehmen 
der Offshore-Windenergie inklusive des Repowerings 
und Recyclings von Altanlagen. Auch gelte es aktiv 
um Unternehmen aus dem Bereich der Wasserstoff-
wirtschaft, des schweren Maschinen- und Anlagenbaus 
sowie der Luft- und Raumfahrtindustrie zu werben und 
ihnen beste Bedingungen zu bieten. Häfensenatorin 
Schilling muss hier zügig konkrete Fortschritte erzielen.

Das Positionspapier „Neue Impulse 
für den Hafenstandort Bremerhaven“ 
steht über diesen Link als PDF zum 
Download bereit.

Susanne Grobien, Fraktionssprecherin für Häfen und Wissenschaft

Kontakt:
grobien@cdu-bremen.de

Kontakt:
raschen@cdu-bremen.de

35 PROZENT WEINGER  
KLIMASCHÄDLICHE EMISSIONEN



Zu guter Letzt

KAUM ZU GLAUBEN,  
ABER BREMEN

Nicht hinter Gittern
Beiträge der Rubrik „kaum zu glauben“ sind – mal 
mehr, mal weniger stark – mit glossierender Feder 
geschrieben. Doch jene Wahrheit, die jetzt folgt, steht 
für sich allein: Drei hochgradig tatverdächtige Mörder 
laufen in Bremen frei herum, weil der Justiz schlicht-
weg das Personal fehlt, um den sogenannten Zerstü-
ckelungs-Mord vor Gericht zu bringen. Und obwohl 
die CDU den Personalmangel seit Jahren thematisiert 
und die Gerichte der SPD-Senatorin ständig Über-
lastung melden, geschieht das, was linke Politik gerne 
in der Not macht: nichts! Bürgermeister Bovenschulte 
taucht ab, Senatorin Schilling zuckt mit den Achseln 
und die betroffene Gerichtspräsidentin fehlt in der 
Sondersitzung des Rechtsausschusses, den die CDU-
Bürgerschaftsfraktion zur Aufklärung einforderte. Und 
die Mörder … bleiben derweil auf freiem Fuß. Hoppla, 
wird mancher Rot-Grün-Rot-Fan jetzt vorschnell sagen: 
Die CDU vorverurteilt die drei besagten Männer. 
Skandal, Skandal! Doch weit gefehlt. Denn das Opfer 
wurde zweifelsfrei ermordet. Und wer auch immer der 
oder die Täter sein mögen: Hinter Gittern sitzen sie 
jedenfalls nicht.

Fragen beantwortet unser rechtspolitischer Sprecher  
Dr. Oğuzhan Yazici: yazici@cdu-bremen.de

Grob unsportlich 
Immer wenn die linke Koalition fachlich und finanziell 
zu Hause in Bremen nicht weiterweiß, versucht sie es 
moralisch auf Bundesebene. Diesen Taschenspieler-
trick beherrscht nicht nur Bürgermeister Bovenschulte, 
sondern auch seine grüne Sport- und Sozialsenatorin 
Anja Stahmann. Bis hin zur Messerstecherei mit Kran-
kenhauseinlieferung entglitt ihr die zum Teil desolate 
Lage in der Turnhalle der Albert-Einstein-Oberschule, 
die für Flüchtlinge ungewollt zur Dauerbleibe geriet. 
Über hundert Flüchtende aus 19 Nationen waren dort 
ohne jede Privatsphäre und Rücksicht auf ethnische 
oder geschlechtliche Fragen sowie ohne ausreichende 
sanitäre Anlagen zusammengelegt, weil Unterkünfte in 
Bremen durch Stahmanns Missmanagement an allen 
Ecken und Enden fehlten. Doch anstatt alles auf die 
Lösung dieser Probleme zu konzentrieren, forderte 
Stahmann einher den Bund auf, noch mehr Asylgründe 
ins Grundgesetz zu schreiben und der UNO empfahl 
sie gar ein Update der Genfer Flüchtlingskonvention: 
Der Klimawandel an und für sich müsse Asylgrund 
werden. Wir werden gelegentlich bei Frau Stahmann 
nachfragen, wie viele Turnhallen sie in Bremen auf 
Dauer vom Sportunterricht befreit. 

Fragen beantwortet unsere sozialpolitische Sprecherin 
Sigrid Grönert: groenert@cdu-bremen.de


